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9. Radverkehr als Alltagsverkehrsmittel etablieren  
(Antrag der Fraktion SPD), Vorlage 2019/141-1 
 
Der Kreistag beschließt, den Radverkehr als Alltagsverkehrsmittel zu fördern und weiter 
auszubauen. In diesem Zusammenhang wird die Kreisverwaltung beauftragt, eine 
Radverkehrskonzeption LDS 2030 zu erarbeiten, die bis Ende 2020 dem Kreistag 
vorzulegen ist. 
 
Dabei sind folgende Grundsätze zu beachten: 
1. Erstellung eines Fahrrad-Hauptroutennetzes, welches wesentliche Zielorte, wie z. B. 

große Firmen - unter besonderer Beachtung des BER-Umfeldes -, Bahnhöfe, 
Wohnstandorte und Bildungseinrichtungen beinhaltet sowie an die 
kreisüberschreitenden Radrouten der umliegenden Landkreise und der geplanten 
Fahrrad-Schnellrouten südlich von Berlin angebunden wird. 

2. Eine enge Zusammenarbeit mit den Kommunen bei ihren Bemühungen, das Fahrrad 
als Alltagsverkehrsmittel zu etablieren, sowie Mithilfe bei der interkommunalen 
Vernetzung. Dazu gehört auch die Unterstützung sicherer Radwege im Rahmen der 
Schulwegsicherung. 

3. Vernetzung des Radverkehrs mit dem öffentlichen Personennahverkehr bei der 
geplanten Fortschreibung des Nahverkehrsplanes, indem zum Beispiel 
Fahrradabstellmöglichkeiten an Haltestellen sowie die Fahrradmitnahme ermöglicht 
werden. 

4. Basierend auf der Radverkehrskonzeption LDS 2030 ist über die zukünftige 
finanzielle Absicherung von Vorhaben der Radverkehrsförderung zu entscheiden. 

 
10. Radschnellweg Berlin - BER - Königs Wusterhausen 

(Antrag der Fraktion GRUENE), Vorlage 2020/016 
 

1. Der Landkreis Dahme-Spreewald erstellt eine bauliche Machbarkeitsstudie für 
einen „Radschnellweg“ zwischen Berlin – BER und dem Raum Königs 
Wusterhausen.  
 

2. Zu diesem Zweck sieht der Landkreis in der Nachtragshaushaltssatzung zum 
Doppelhaushalt 2019-2020 einen angemessenen Betrag an nicht-investiven 
Mitteln für diese Studie vor. 

 
3. Der Landkreis beauftragt umgehend eine geeignete Planungs- bzw. 

Projektierungsgesellschaft mit dieser Studie mit dem Ziel, dass erste Ergebnisse 
noch 2020 im Kreistag vorgestellt werden. 

 
11. Förderung des Ausbaus der Radinfrastruktur im Landkreis Dahme Spreewald 

(Förderrichtlinie Radverkehr LDS) 
(Antrag der Fraktion GRUENE), Vorlage 2020/017 
 
Zur Förderung des innerörtlichen und interkommunalen Ausbaus der Radinfrastruktur im 
Landkreis Dahme-Spreewald soll die „Richtlinie über die Gewährung von Zuweisungen 
für Strukturmaßnahmen und besondere Bedarfe“ (Strukturfondsrichtlinie) um den 
Förderbereich Radverkehr LDS erweitert werden.  

Die Verwaltung wird gebeten, dem Kreistag zeitnah – spätestens bis zum 30.06.2020 - 
einen entsprechenden Änderungsvorschlag vorzulegen. Nach Maßgabe der 
Möglichkeiten des Haushaltes 2021/22 ist dafür ein Finanzierungsansatz von 1,5 Mio. 
als diesbezügliche Aufstockung des Strukturfonds anzustreben. 

 


